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Sri Lanka

Der 20. Verfassungszusatz nimmt 
die meisten Reformen zurück, 
die mit dem 19. Verfassungszu-

satz eingeführt wurden. Unversehrt bleibt 
bislang das Recht auf Zugang zu Infor-
mationen (Artikel 14 (A). Besonders pro-
blematisch sind die Bestimmungen, die 
unabhängige Kommissionen und Insti-
tutionen wieder unter die Kontrolle und 
Weisungsbefugnis der Exekutive zu stel-
len. Insbesondere der Verfassungsrat muss 
seine Unabhängigkeit abgeben. Der 20. 
Änderungsantrag führt die Möglichkeit 
für den Präsidenten wieder ein, in eige-
ner Regie Gesetze zu verabschieden, so-
weit er sie – wiederum selbst – als „dring-
lich“ eingestuft hat. 

Warum unabhängige 
Kommissionen?

Das Konzept eines Verfassungsrates be-
schreibt eine Institution, die Ernennungen 
für Kommissionen und andere Ämter emp-
fiehlt oder bestätigt und die unabhängig 
von politischer Voreingenommenheit sein 
sollte. In Sri Lanka wurde ein Verfassungs-
rat erstmals im Verfassungsentwurf von 
2000 vorgeschlagen. Während die Verab-
schiedung der neuen Verfassung scheiterte, 
wurde mit dem 17. Verfassungszusatz 2001 
ein Verfassungsrat geschaffen. Im Jahr 2010 
ersetzte die 18. Verfassungsänderung den 
Verfassungsrat durch einen Parlamentari-
schen Rat. Im Jahr 2015 wurde der Verfas-
sungsrat wieder eingeführt – ein Hin und 
Her als Ringen um politische Macht.

Das Konzept des Verfassungsrates geht von 
einem unabhängigen Organ aus. Wovon 
unabhängig? Nach dem 17. Verfassungs-
zusatz gehörten dem Verfassungsrat der 

Premierminister, der Sprecher (Präsident) 
des Parlaments, der Oppositionsführer und 
sieben berufene Mitglieder an. Die Beru-
fungen konnten vornehmen: ein Mitglied 
durch den des Präsidenten, fünf Mitglieder 
durch den Premierminister und Oppositi-
onsführer, ein Mitglied von den Parteien im 
Parlament, die nicht bereits im Rat vertre-
ten waren. Offensichtlich sollte dieser Ver-
fassungsrat so weit wie möglich unabhän-
gig von der politischen Überzeugung der 
dominanten politischen Parteien im Parla-
ment sein – der Versuch einer Mehrpartei-
enbeteiligung an der Regierungsführung.

Der 19. Verfassungszusatz reduzierte die 
Zahl der berufenen Mitglieder auf drei. 
Dieser Rat bestand aus dem Premiermi-
nister, dem Parlamentssprecher, dem Op-
positionsführer, einem vom Präsidenten 
ernannten Parlamentsmitglied, zwei Par-
lamentsmitgliedern, die vom Premiermi-
nister und Oppositionsführer bestimmt 
wurden, und drei weitere Personen, die ge-
meinsam vom Premierminister und vom 
Oppositionsführer berufen wurden. Dar-
unter befand sich ein Abgeordneter, der von 
politischen Parteien vorgeschlagen wurde, 
die nicht bereits durch den Premierminister 
oder den Oppositionsführer vertreten wa-
ren. Der Verfassungsrat war mit fünf Mit-
gliedern beschlussfähig. Die qua Amt oder 
politischer Auswahl bestimmten Mitglie-
der waren also grundsätzlich in der Lage, 
Entscheidungen ohne die berufenen Mit-
glieder zu treffen. Immer noch war der 
Verfassungsrat darauf ausgerichtet, einen 
Konsens zwischen den im Parlament vertre-
tenen politischen Parteien zu entwickeln.

Aus den Erfahrungen der beiden Verfas-
sungsräte erwuchs eine Diskussion, den 

Prozess der Ernennung so zu verbessern, 
dass die Exekutive mehr Rechenschafts-
pflicht und Transparenz an den Tag legen 
sollte. Der 19. Verfassungszusatz war dem 
nahe gekommen. Der 20. Verfassungszu-
satz ersetzt jedoch den Verfassungsrat durch 
einen Parlamentarischen Rat, bei dessen 
Besetzung der Präsident „Beobachtungen 
einholen“ kann. Zusätzlich zu den direk-
ten Zugriffsrechten des Präsidenten auf die 
Besetzung hoher Ämter fungiert der Parla-
mentarische Rat nur noch als Bestätigung 
des Auswahlprozesses hoher und demokra-
tiesensibler Ämter: die Präsidenten ober-
ster Gerichte, Generalstaatsanwalt, ober-
ster Rechnungsprüfer, Generalinspektor 
der Polizei. Der Parlamentarische Rat wird 
über die Rolle, die Entscheidungen des Prä-
sidenten abzustempeln, nicht hinaus kom-
men. Das scheinbare Pingpong mit der Ver-
fassung ist kalkulierte Machtpolitik.
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Der 20. Verfassungszusatz in Sri Lanka war bereits Gegenstand einer kritischen 
Bewertung. Die Autorin bettet diese Verfassungsänderung in Fragen zur institutionellen 
Rechtsstruktur ein. 
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